
Antrag NA-02: Nachhaltigkeit in den Sozialgesetzbüchern 
verankern und Verankerung einer besseren Förderkulisse für 
gemeinnützige Einrichtungen
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Schwaben e.V.
Status: angenommen mit Änderung
Sachgebiet: NA - Nachhaltigkeit

 1 Die AWO fordert die Bundes- und Landesregierungen auf, die Transformation der 
 2 Sozialen Arbeit zur Klimaneutralität durch folgende Schritte zu unterstützen:
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Die verbesserte Ref㘶nanzierung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen so-1. 
wie für den Aufwand, der zur Erfüllung gesetzlicher Verpf㘶ichtungen anfällt.

Die Verankerung von Klimaschutz und Nachhaltigkeit in den Sozialgesetzbüchern2. 
sowie in den relevanten Landesgesetzen, um die Ref㘶nanzierung der vorgenannten
Tätigkeiten zu gewährleisten.

Eine verbesserte Förderkulisse für gemeinnützige Einrichtungen für die Bereiche3. 
Klimaschutz und Klimaanpassung.

 10 Der AWO Bundesverband setzt sich im Rahmen seiner politischen Lobbyarbeit gemeinsam 
 11 mit den Landes- und Bezirksverbänden für die Umsetzung dieser Maßnahmen ein.

Begründung
Leistungs-, Versorgungs- und Rahmenverträge zwischen den Leistungserbringern und den 
Leistungsträgern müssen die nachhaltige Gestaltung der Dienstleistungen einfordern und gewähr-leisten. 
Das Sozialrecht muss in einem modernen Sozialstaat auch entlang umweltbezogener und damit 
gesellschaftlicher Belange ausgerichtet sein. Die Verankerung von Klimaschutz und Nachhaltigkeit in den 
Sozialgesetzbüchern muss gleichrangig zu anderen Zielen sein. Die Umsetzung von Maßnahmen im Zuge 
von Klimaschutz und Klimaanpassung darf nicht weiter in Kostensatzverhandlungen als unwirtschaftlich 
abgelehnt werden.

Wir sehen bereits heute eine klaffende Lücke zwischen gesetzlichen Anforderungen im Bereich der 
Nachhaltigkeit an Träger sozialer Einrichtungen und dem was in den Kostensatzverhandlungen 
ref㘶nanziert wird. Die Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichts oder die Erfüllung des 
Energieeff㘶zienzgesetzes sind nur mit hohem, insbesondere personellem, Aufwand zu schaffen. Dieser 
zusätzliche Bedarf wird aktuell nicht ref㘶nanziert.

Auch im Bayerischen Kinderbildungs- und Betreuungsgesetz – BayKiBiG sind die Themen Nachhaltigkeit 
und Klimaschutz nicht verankert. Die Investitionskostenförderung beschränkt sich auf die örtliche 
Bedarfsplanung der Gemeinden, die in Art. 7 def㘶niert werden: „Die Gemeinden entscheiden, welchen 
örtlichen Bedarf sie unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der Eltern und ihrer Kinder für eine 
kindgerechte Bildung, Erziehung und Betreuung sowie sonstiger bestehender schulischer Angebote 
anerkennen“. Ob unter die Bedürfnisse der Eltern und Kinder eine angemessener Klimaschutz und eine 
entsprechende Klimaanpassung, z.B. in Form von Hitzeschutz, gefasst wird, bleibt eine 
Einzelfallentscheidung der Kommune.

Weiterhin bedarf es zur Umsetzung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen einer besseren 
Förderkulisse für gemeinnützige Einrichtungen auf Bundes-, Landes- und Kommunaler Ebene. Ohne 
Fördermittel sind notwendige Maßnahmen im Bereich Klimaschutz und Klimaanpassung aufgrund der 
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unzureichenden Ref㘶nanzierungsgrundlage kaum bzw. nur sehr langsam realisierbar. Die aktuelle Landes- 
und Bundesweite Förderkulisse gestaltet sich vor allem für die Freie Wohlfahrtspf㘶ege als langwierig und 
komplex.
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